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Sitzungsniederschrift des Haupt- und Finanzausschusses   

 
Sitzungsraum: Trau- und Festraum im Alten Rathaus Helmarshausen 

Anwesend sind: Lfd. 

Nr. 
Tagesordnung: 

 
Vom Ausschuss:  
Karl-Erwin Franz 
als stellvertr. Ausschussvorsitzender 
Christian Bönning 
Frank Döhne 
Niklas Eckermanns 
Henning Hillebrand 
Andrea Löschner  
Christian Mahlmann 
Dorothe Römer 
Wilfried Sasse 
Manfred von Reetnitz 
 
 
von der Stadtverordnetenversammlung: 
Andreas Wendisch 
Claudia Ziegler 
 
 
vom Magistrat: 
Bürgermeister Marcus Dittrich 
Holger Eckermanns 
 
 
Schriftführer: 
Amtmann Horst Ruf 
 
 
entschuldigt fehlen: 
Heike Meinhardt 
Maria Luise Niemetz 
 

 
1. 
 
 
 

2. 
 

3. 
 
 
 
 
 
 
 
 

4. 
 
 

5. 
 
 

6. 
 
 

7. 
 
 

8. 
 

9. 
 

 
Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ord-
nungsgemäßen Ladung und der Beschlussfähig-
keit 
 
Beteiligungsbericht 2018 
 
Anträge der SPD-Fraktion zur Haushaltssituation 
2019/2020 der Stadt Bad Karlshafen; 
Bezug:  
1. Interfraktionelle Sitzung Januar 2019;  
2. Mitteilungen des Herrn Bürgermeister (u.a. 

Pressemitteilung HNA vom 6. April 2019;  
3. Interfraktionelles Gespräch mit Ministeriums-

vertretern in Wiesbaden am 16.04.2019 
 
Haushaltssatzung und Haushaltsplanung für das 
Jahr 2019 
 
Erlass einer Hebesatzsatzung für das Haushalts-
jahr 2019 
 
2. Fortschreibung der Bedarfsplanung zur Kin-
derbetreuung in Bad Karlshafen 
 
Neufassung der Stellplatzsatzung der Stadt 
Bad Karlshafen 
 
Hafenordnung für den Hafen in Bad Karlshafen 
 
Nationale Projekte des Städtebaus 2018/2019  
„Wir sind offen – Revitalisierung der barocken 
Planstadt“ 
Stellung eines Zuwendungsantrages 
 

- Fortsetzung siehe Rückseite - 
 

Die Ausschussmitglieder sind am 03.06.2019 für heute 19:30 Uhr, zu einer im Trau- u. Festraum des Alten Rathauses Hel-
marshausen stattfindenden Sitzung eingeladen worden. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung werden die ordnungsgemäße Einladung und die Beschlussfähigkeit des Ausschusses festgestellt. 
 

Die Sitzungsniederschrift umfasst die Seiten Nr. 11 bis Nr. 25 und 6 Anlage(n). 

 

Beginn der Sitzung: 19:30 Uhr, Ende der Sitzung: 22:35 Uhr. 

Vorgelesen, genehmigt, unterschrieben: 

 gez. Franz  gez. Ruf  

 Stellvertretender Ausschussvorsitzender  Schriftführer  
     



 

  

 
 

10. 
 
 

11. 
 
 
 
 

12. 

- Fortsetzung Tagesordnung - 
 
Antrag der SPD-Fraktion zur „Bildung eines Kin-
der- und Jugendparlaments in Bad Karlshafen“ 
 
Wahl einer Schiedsperson für den Schiedsamts-
bezirk Bad Karlshafen II und einer  stellvertre-
tenden Schiedsperson für den Schiedsamtsbezirk 
Bad Karlshafen I 
 
Mitteilungen, Anfragen und Anregungen 

 



TOP-Nr. 1 Sitzung am: 11.06.2019 Protokollseite: 12 
  
Az.: 001.15 Bad Karlshafen, 12.06.2019 
Hauptamt 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 

Betr.:  Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und 
der Beschlussfähigkeit 

Sachverhalt: 

Der stellvertretende Ausschussvorsitzende Karl Erwin Franz eröffnete die Sitzung des Haupt- 
und Finanzausschusses und begrüßte die Anwesenden.  

Die ordnungsgemäße Ladung, die Beschlussfähigkeit und die Tagesordnung wurden geprüft 
und festgestellt. Vor dem Eintritt in die Tagesordnung beantragte Bürgermeister Dittrich den 
Tagesordnungspunkt „Wahl einer Schiedsperson für den Schiedsamtsbezirk Bad Karlshafen II 
und einer stellvertretenden Schiedsperson für den Schiedsamtsbezirk Bad Karlshafen I“ auf 
die Tagesordnung zu nehmen, da hier kurzfristig eine Entscheidung notwendig sei. Da sich 
hiergegen kein Widerspruch ergab, wurde die Tischvorlage als neuer Tagesordnungspunkt 
Nr. 11 auf die Tagesordnung genommen. Frau Löschner beantragte für die SPD-Fraktion, 
dass über den in der Einladung unter Punkt 9 aufgeführt Antrag der SPD zur Haushaltspla-
nung 2019 vor der Beratung und Entscheidung über den Haushaltsplan 2019 beraten werden 
sollte, da nur dies Sinn ergebe. Die Tagesordnung wurde entsprechend umgestellt.  

Der außerdem von der SPD-Fraktion vorgelegte Antrag zur Bildung eines Kinder- und Ju-
gendparlamentes (TOP-Nr. 10 auf der Einladung) wurde aus Zeitgründen auf die nächste 
Sitzungsfolge vertagt. 

Die Sitzungsniederschrift für die Sitzung am 19.03.2019 wurde auf der städtischen Internet-
seite hinterlegt. Einwände gegen das vorgelegte Protokoll sind nach den Vorgaben der Ge-
schäftsordnung geltend zu machen. Werden keine Einwendungen erhoben, gilt das Protokoll 
als genehmigt. 

 

 

 
Beschlussvorschlag: 

-/- 

 
 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

 
Beschluss: 

Kenntnis genommen, festgestellt und zugestimmt.  

Einwände gegen das Protokoll vom 19.03.2019 wurden nicht erhoben. 

 

Abstimmungsergebnis: 

dafür:   -                                  dagegen:   -                              enthalten:    -     



TOP-Nr. 2 Sitzung am: 11.06.2019 Protokollseite: 13 
 ____________________________________________________________________________  
Az.: 802.1  Bad Karlshafen, 29.05.2019 
Kämmerei 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 
 
Betr.: Beteiligungsbericht 2018 
 
Sachverhalt: 

Die Hessische Gemeindeordnung sieht vor, dass die Gemeinden zur Information der Stadt-
verordnetenversammlung und der Öffentlichkeit jährlich einen Bericht über die Unternehmen 
in einer Rechtsform des Privatrechts erstellt, an denen sie mit mindestens 20 Prozent unmit-
telbar oder mittelbar beteiligt sind (HGO § 123a). 

In diesem Beteiligungsbericht sollen mindestens Angaben über den Gegenstand des Unter-
nehmens, die Beteiligungsverhältnisse, die Besetzung der Organe und die Beteiligungen des 
Unternehmens enthalten sein. Darüber hinaus sind Informationen über den Stand der Erfül-
lung des öffentlichen Zwecks des Unternehmens, zur wirtschaftlichen Lage und Entwicklung 
und zu finanziellen Eckdaten zu vermitteln.  

Liegt eine Beteiligung nach dem in § 53 Haushaltsgrundsätzegesetz bezeichneten Umfang 
vor, hat die Gemeinde darauf hinzuwirken, dass die Organe des Unternehmens die ihnen 
gewährten Bezüge mitteilen und einer Veröffentlichung zustimmen. Auf die Angabe der Ge-
schäftsführervergütung wird unter Hinweis auf § 286 Abs. 4 HGB verzichtet. 

Der Beteiligungsbericht ist in einer öffentlichen Sitzung der Stadtverordnetenversammlung zu 
erörtern. Die Gemeinde hat die Einwohner über das Vorliegen des Beteiligungsberichts in 
geeigneter Form zu unterrichten. Die Einwohner sind berechtigt, den Beteiligungsbericht ein-
zusehen. 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Beteiligungsbericht der Stadt Bad Karlshafen nach § 123a der Hessischen Gemeindeord-
nung für das Jahr 2018 wird zur Kenntnis genommen und ist in der folgenden Stadtverordne-
tensitzung zur Beratung und Beschlussfassung vorzulegen. 

 

 

----------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
dafür:    7                               dagegen:       3                         enthalten:      - 



WIR IN HESSEN 
  
 
 

SOZIALDEMOKRATISCHE 
PARTEI 
DEUTSCHLANDS 
 

03.06.19 

 

Protokollseite: 14 

 
Fraktion in der Stadtverordnetenversammlung Bad Karlshafen 

K.E.Franz, Am Solling 24, 34385 Bad Karlshafen,  
05672/2245; ke-franz@web.de ; www.spd-badkarlshafen.de 

 
 
 
An die 
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bad Karlshafen 
z.Hd. v. Frau Stadtverordnetenvorsteherin 
Marie-Luise Niemetz 
Hafenplatz 8 
34385 Bad Karlshafen 
 
An den 
Magistrat der Stadt Bad Karlshafen 
Herr Bürgermeiste Marcus Dittrich 
Hafenplatz 8 
34385 Bad Karlshafen 
 
 
 
Anträge zur Haushaltssituation 2019/2020 der Stadt Bad Karlshafen 
Bezug:  

1. Interfraktionelle Sitzung Januar 2019;  
2. Mitteilungen des Herrn Bürgermeister (u.a. Pressemitteilung HNA vom 06.April 

2019;  
3. Interfraktionelles Gespräch mit Ministeriumsvertretern in Wiesbaden am 

16.04.2019 
 
 
Sehr geehrte Frau Stadtverordnetenvorsteherin, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
unter Bezugnahme auf die im o.a. Bezug getätigten Ankündigungen sieht die SPD-Fraktion in 
der Stadtverordnetenversammlung dringenden Handlungsbedarf, um die angekündigten 
Steuererhöhungen zu mindestens abzufedern und um gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern 
unserer Stadt zu zeigen, dass es noch Alternativen zu den bisherigen Planungen im Haushalt gibt. 
 
Wir bitten die folgenden u.a. Anträge baldmöglichst in den städtischen Gremien zu beraten und 
zu entscheiden. Nähere Erläuterungen und Begründungen zu einzelnen Anträgen erfolgen 
mündlich in den Sitzungen der Gremien der Stadt. Wir bitten zu beachten, dass wir uns bei den 

TOP-Nr.  3 Sitzung am: 11.06.2019 



WIR IN HESSEN 
  
 
 

SOZIALDEMOKRATISCHE 
PARTEI 
DEUTSCHLANDS 
 

03.06.19 

 

Berechnungen der Hundesteuer noch in der Diskussion befinden und die Erhöhungsbeträge 
baldmöglichst nachliefern werden. 
 
Anträge zur Haushaltssituation der Stadt Bad Karlshafen zur Vorlage in den städtischen 
Gremien: 
1. FS „Hessen 

Der Magistrat der Stadt Bad Karlshafen wird beauftragt, den Verkauf des FS „Hessen“ 
vorzubereiten, einzuleiten und spätestens zum 31.12.2019 umzusetzen. 
 

2. Wohnungsbaugenossenschaft Landkreis Kassel 
Der Magistrat wird beauftragt zu prüfen, ob die Stadt Bad Karlshafen eine Mitgliedschaft in 
der in Gründung befindlichen Wohnungsbaugenossenschaft des Landkreises Kassel 
anstreben kann mit dem Ziel, mind. die stadteigene Immobilie „Eichendorffweg“ in diese 
Genossenschaft einzubringen. 
 

3. Kurtaxe 
Aufgrund der getätigten und noch vorgesehenen Investitionen in die Steigerung der 
Attraktivität von Bad Karlshafen beantragt die SPD-Fraktion die Erhöhung der seit Jahren 
unveränderten Sätze für die Kurtaxe von 2,-- € p.P./Tag (Karlshafen) und 1,-- € p.P./Tag 
(Helmarshausen) um jeweils 0,50 € auf dann 2,50 € bzw. 1,50 €. 
 

4. Hundesteuer 
Der Steuersatz für die Hundesteuer ist in der entsprechenden Satzung im § 5 (1) und § 5 (5) 
wie folgt zu ändern: 

(1) Die Steuer beträgt jährlich für den ersten Hund 87,50 €, für den zweiten Hund 150,00 
€, für den dritten und jeden weiteren Hund 187,50 €. 

(5) Die jährliche Steuer nach Absatz 1 erhöht sich um 62,50 € je Hund, wenn der 
Hundehalter oder die Hundehalterin nicht nachweist, dass eine 
Hundehalterhaftpflichtversicherung abgeschlossen wurde. 

  
(Es handelt sich hier um die aktuell gültigen Beträge; die Berechnungen zur Erhöhung 
befinden sich gegenwärtig in unserer Beratung und werden nachgereicht!) 
 

5. Karlshafen GmbH 
Der Magistrat wird beauftragt zu prüfen und zu berichten, ob und unter welchen 
Voraussetzungen die Übernahme des Bäderbetriebs aus der Karlshafen GmbH möglich ist 
und welcher Zeitkorridor erforderlich erscheint. 
In diesem Zusammenhang beantragt die SPD-Fraktion: 

 die Einsparung der Position des Geschäftsführers der GmbH, 
 die Verpachtung der Gastronomie in der Weser Therme, 
 die Verpachtung des Wellness-Bereichs in der Weser Therme sowie 
 den Eigenbetrieb des Bäderbereichs durch die Stadt Bad Karlshafen. 



WIR IN HESSEN 
  
 
 

SOZIALDEMOKRATISCHE 
PARTEI 
DEUTSCHLANDS 
 

03.06.19 

 

 
 
 
6. Pachtzahlung der Wesertherme 

Die SPD-Fraktion beantragt bis zum Abschluss des unter Punkt 5 Prüfauftrags die 
Pachtentgelte aus der Wesertherme auf eine angemessene Höhe anzugleichen und die 
Verträge mit der GmbH entsprechend zu ändern. 
 

7. Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung  
Die Stadt Bad Karlshafen tritt darüber hinaus in verschiedenen Zusammenhängen als 
Vermieterin bzw. durch Verpachtung von städtischem Eigentum auf. Der Magistrat wird 
aufgefordert, über die aktuellen Einnahmen aus diesem Punkt zu berichten und zu prüfen wie 
sich Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung erhöhen lassen. 
 

8. Schuldenentwicklung der Stadt 
Der Magistrat wird aufgefordert, eine Aufstellung über die Entwicklung der Schulden der 
Stadt von 1977 (Verleihung Bad) bis heute vorzulegen. 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
i.A. Karl-Erwin Franz 
stv. Fraktionssprecher und Pressesprecher 
SPD – Fraktion Bad Karlshafen 



TOP-Nr. 3 Sitzung am: 11.06.2019 Protokollseite: 14 
 ___________________________________________________________________________  
Az.:   Bad Karlshafen, 03.06.2019 
 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 
Betr.: Anträge der SPD-Fraktion zur Haushaltssituation 2019/2020 der Stadt 

Bad Karlshafen 
 
Sachverhalt: 

Auf den Antrag der SPD vom 03.06.2019 unter TOP-Nr. 3 wird verwiesen.  

 
Beschlussvorschlag: 

-/- 

 

 

 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschlüsse: 

Zu den im SPD-Antragsschreiben enthaltenen Anträgen wurden folgende Entscheidungen 
getroffen: 
 
Zu 1. - FS „Hessen 
Der Magistrat der Stadt Bad Karlshafen wird beauftragt, den Verkauf des FS „Hessen“ vorzu-
bereiten, einzuleiten und spätestens zum 31.12.2019 umzusetzen. 

Abstimmungsergebnis: 
dafür:       6                               dagegen:      1                         enthalten:       3 
 
Zu 2. - Wohnungsbaugenossenschaft Landkreis Kassel 
Der Magistrat wird beauftragt zu prüfen, ob die Stadt Bad Karlshafen eine Mitgliedschaft in 
der in Gründung befindlichen Wohnungsbaugenossenschaft des Landkreises Kassel anstreben 
kann mit dem Ziel, mind. die stadteigene Immobilie „Eichendorffweg“ in diese Genossen-
schaft einzubringen. 

Abstimmungsergebnis: 
dafür:       7                               dagegen:      -                         enthalten:       3 
 
Zu 3. - Kurtaxe 
Aufgrund der getätigten und noch vorgesehenen Investitionen in die Steigerung der Attrakti-
vität von Bad Karlshafen beantragt die SPD-Fraktion die Erhöhung der seit Jahren unverän-
derten Sätze für die Kurtaxe von 2,-- € p.P./Tag (Karlshafen) und 1,-- € p.P./Tag (Helmars-
hausen) um jeweils 0,50 € auf dann 2,50 € bzw. 1,50 €. 

Der Antrag wurde zurückgestellt, da zunächst die Grundlagen für eine Anpassung 
(Kalkulationsgrundlagen) ermittelt werden müssen. 

 
-   2   - 



Fortsetzung Beschlüsse: 
 
Zu 4. - Hundesteuer 
Der Steuersatz für die Hundesteuer ist in der entsprechenden Satzung im § 5 (1) und § 5 (5) 
entsprechend der vorgelegten Berechnung (Anlage) gem. Vorschlag A oder Vorschlag B neu 
festzusetzen.  
Vorschlag A würde zu jährlichen Mehreinnahmen in Höhe von rund 33.000 € führen; Vor-
schlag B würde jährliche Mehreinnahmen in Höhe von rund 16.000 € zur Folge haben. 

Über den Antrag soll in der Stadtverordnetensitzung am 18.06.2019 beraten und 
entschieden werden. 

 
Zu 5. - Bad Karlshafen GmbH 
Der Magistrat wird beauftragt zu prüfen, mit welcher Vertragsgestaltung mehr Transparenz 
und mehr Entscheidungsbefugnissen für die Stadtverordnetenversammlung erreicht werden 
kann. 

Abstimmungsergebnis: 
dafür:       10                               dagegen:      -                         enthalten:       - 
 
Zu 6. - Pachtzahlungen der Wesertherme 
Die SPD-Fraktion beantragt bis zum Abschluss des unter Punkt 5 Prüfauftrags die Pachtent-
gelte aus der Wesertherme auf eine angemessene Höhe anzugleichen und die Verträge mit 
der GmbH entsprechend zu ändern. 

Abstimmungsergebnis: 
dafür:       10                               dagegen:      -                         enthalten:       - 
 
Zu 7. - Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung 
Die Stadt Bad Karlshafen tritt darüber hinaus in verschiedenen Zusammenhängen als Vermie-
terin bzw. durch Verpachtung von städtischem Eigentum auf. Der Magistrat wird aufgefor-
dert, über die aktuellen Einnahmen aus diesem Punkt zu berichten und zu prüfen wie sich 
Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung erhöhen lassen. 

Abstimmungsergebnis: 
dafür:       10                               dagegen:      -                         enthalten:       - 
 
Zu 8. - Schuldenentwicklung der Stadt 
Der Magistrat wird aufgefordert, eine Aufstellung über die Entwicklung der Schulden der 
Stadt von 1977 (Verleihung Bad) bis heute vorzulegen. 

Diese Übersicht ist in jedem Haushaltsplan der vergangenen Jahre enthalten ge-
wesen. Im Haushaltsplan 2019 auf der Seite 312. 



Haushaltsbegleitanträge der CDU Fraktion zum Haushalt 2019 

1. Die Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen werden um 

100.000 Euro gekürzt. (Seite 14) 

2. Interkommunale Zusammenarbeit beschränkt sich nicht nur auf 

Initiativen und allgemeine Verbindlichkeiten. 

Wir fordern, ganz konkret, die Verhandlungen mit anderen Gemeinden 

bezüglich der Zusammenlegung von Verwaltungseinheiten, ein. 

Die Hess. Landesregierung hat für diese Maßnahmen Finanzierung und 

Beratung angeboten. Diese Mittel sind abzurufen, ein erstes, 

konstruktives, verhandelbares Ergebnis, erwarten wir bis zum Ende des 

Jahres 2019. 

3. Der Bereich Therme ist neu zu verhandeln, bezüglich Pachtzahlungen, 

Weiterentwicklung der Beziehungen zwischen Stadt und GMBH. 

Dabei bleibt das Grundkonstrukt, wie es jetzt erfolgreich betrieben wird, 

bestehen. 

4. Im Investitionshaushalt wird der veranschlagte Betrag von 265.000 

Euro, für die Sanierung der Holzbrücke im Todt auf einen Betrag von 

120.000 Euro gedeckelt. 

Weiter werden die Beträge von 35.000 und 25.000 Euro für die 

Fahrzeugbeschaffung für den Bauhof herausgenommen. 

5. Die Aufforstung des Stadtwaldes wird komplett aus dem 

Investitionsplan herausgenommen. 

6. Im Stellenplan wird auf den zweiten Ausbildungsplatz verzichtet. 

7. Die Höhergruppierungen werden so lange ausgesetzt, bis sich die 

Haushaltslage verbessert hat. 

TOP-Nr. 4 Sitzung am: 11.06.2019 Protokollseite: 15



8. Mit der GMBH sind Verhandlungen zur Übernahme von drei 

PersonalsteIlen aus dem Bauhof zu führen, der gesamte Bereich, den 

der Bauhof für den Tourismus leistet, wird so an die GMBH überführt. 

9. Im gesamten Stellenplan sind an den Positionen, die keine hoheitlichen 

Aufgaben betreffen, kw Vermerke anzubringen, um den Focus auf die 

Zu schaffenden Verwaltungseinheiten mit anderen Kommunen zu 

lenken. Diese Maßnahme ist auch der Tatsache geschuldet, dass unsere 

Einwohnerzahl sich, laut Aussage des uns vorgelegten Haushaltsplans, 

verringern wird. Bei Veränderungen, können die Kw Vermerke wieder 

ausgesetzt werden. 

lO. Der Magistrat wird aufgefordert, sofort konstruktive Gespräche mit 

den Kreditgebenden Banken zu führen, mit dem Ziel, die Zinsbelastungen 

für die Altverträge zu senken, um so eine gravierende Erhöhung der 

Hebesätze zu vermeiden. 
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TOP-Nr. 4 Sitzung am: 11.06.2019 Protokollseite: 15



TOP-Nr. 4 Sitzung am: 11.06.2019 Protokollseite: 15 
 ___________________________________________________________________________  
Az.:  Bad Karlshafen, 11.06.2019 
 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 
Betr.: Haushaltsbegleitanträge der CDU Fraktion zum Haushalt 2019 
 
Sachverhalt: 

Auf die im Rahmen der Haupt- und Finanzausschusssitzung zu TOP 4 vorgelegten Haushalts-
begleitanträge der CDU-Fraktion wird verwiesen. 

 
 
Beschlussvorschlag: 

-/- 
 
 
 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschlüsse: 

Zu den CDU-Haushaltsbegleitanträgen wurden folgende Entscheidungen getroffen: 
 
Zu 1. - Kürzung Sach- und Dienstleistungen 
Die Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen werden um 100.000 Euro gekürzt. (Seite 
14). 

Der Antrag wurde nach einer Stellungnahme der Verwaltung in der Sitzung zu-
rückgenommen 
 
Zu 2. - Interkommunale Zusammenarbeit (IKZ) 
Interkommunale Zusammenarbeit beschränkt sich nicht nur auf Initiativen und allgemeine 
Verbindlichkeiten. Wir fordern, ganz konkret, die Verhandlungen mit anderen Gemeinden 
bezüglich der Zusammenlegung von Verwaltungseinheiten, ein. Die Hess. Landesregierung 
hat für diese Maßnahmen Finanzierung und Beratung angeboten. Diese Mittel sind abzuru-
fen, ein erstes, konstruktives, verhandelbares Ergebnis, erwarten wir bis zum Ende des Jah-
res 2019. 

Abstimmungsergebnis: 
dafür:       10                               dagegen:      -                         enthalten:       - 
 
Zu 3. - Entwicklungen im Bereich Therme 
Der Bereich Therme ist neu zu verhandeln, bezüglich Pachtzahlungen, Weiterentwicklung der 
Beziehungen zwischen Stadt und GMBH. Dabei bleibt das Grundkonstrukt, wie es jetzt erfolg-
reich betrieben wird, bestehen. 

Der Antrag wurde in der Sitzung zurückgenommen 
 
 

-   2   - 
 
 



 
Zu 4. - Sanierung Holzbrücke Im Todt/Fahrzeugbeschaffung Bauhof 
Im Investitionshaushalt wird der veranschlagte Betrag von 265.000 Euro, für die Sanierung 
der Holzbrücke im Todt auf einen Betrag von 120.000 Euro gedeckelt. Weiter werden die 
Beträge von 35.000 und 25.000 Euro für die Fahrzeugbeschaffung für den Bauhof herausge-
nommen. 

Abstimmungsergebnis: 
dafür:       4                               dagegen:      -                         enthalten:       6 
 
Zu 5. - Aufforstung Stadtwald 
Die Aufforstung des Stadtwaldes wird komplett aus dem Investitionsplan herausgenommen. 

Abstimmungsergebnis: 
dafür:       3                               dagegen:      3                         enthalten:       4 
(gem. § 26 Abs. 1 der Geschäftsordnung ist der Antrag bei Stimmengleichheit abgelehnt) 
 
Zu 6. - Ausbildungsplätze im Stellenplan 
Im Stellenplan wird auf den zweiten Ausbildungsplatz verzichtet. 

Der Antrag wurde in der Sitzung zurückgenommen 
 
Zu 7. - Aussetzung Höhergruppierungen 
Die Höhergruppierungen werden so lange ausgesetzt, bis sich die Haushaltslage verbessert 
hat. 

Abstimmungsergebnis: 
dafür:       3                               dagegen:      6                         enthalten:       1 
 
Zu 8. - Übernahme Bauhof-Personalstellen durch die GmbH 
Mit der GMBH sind Verhandlungen zur Übernahme von drei Personalstellen aus dem Bauhof 
zu führen, der gesamte Bereich, den der Bauhof für den Tourismus leistet, wird so an die 
GMBH überführt. 

Der Antrag wurde in der Sitzung zurückgenommen 
 
Zu 9. - kw-Vermerke für Nicht-hoheitliche-Tätigkeiten 
Im gesamten Stellenplan sind an den Positionen, die keine hoheitlichen Aufgaben betreffen, 
kw Vermerke anzubringen, um den Focus auf die Zu schaffenden Verwaltungseinheiten mit 
anderen Kommunen zu lenken. Diese Maßnahme ist auch der Tatsache geschuldet, dass un-
sere Einwohnerzahl sich, laut Aussage des uns vorgelegten Haushaltsplans, verringern wird. 
Bei Veränderungen, können die Kw Vermerke wieder ausgesetzt werden. 

Abstimmungsergebnis: 
dafür:       4                               dagegen:      -                         enthalten:       6 
 
Zu 10. - Verhandlungen mit Banken zur Zinssenkung 
Der Magistrat wird aufgefordert, sofort konstruktive Gespräche mit den kreditgebenden Ban-
ken zu führen, mit dem Ziel, die Zinsbelastungen für die Altverträge zu senken, um so eine 
gravierende Erhöhung der Hebesätze zu vermeiden. 

Abstimmungsergebnis: 
dafür:       8                               dagegen:      -                         enthalten:       2 
 



Haushaltsbegleitantrag von Henning Hillebrand 

Antrag auf Aussetzung der Gundsteueranhebung A. 

Begründung: 

Die Stadt Bad Karlshafen beabsichtigt in 2019 den Hebesatz für die Grundsteuer A und B 

auf 975 % anzuheben. Im Ergebnis bedeutet das eine Erhöhung der Grundsteuer um 

ca. 25 T€ (A) bzw. 430 T€ (B). 

Wird unterstellt, dass die Grundsteuer A durch die Grundstückseigentümer mittelfristig auf 

die Pächter umgelegt wird, entfallen auf die Landwirtsfamilie im Stadtgebiet jeweils Mehr­

kosten in Höhe von rd. 2.500 €/a. 

Im Vergleich dazu führt die Erhöhung der Grundsteuer B (+430 T€ zu einer jährlichen Be­

lastung in Höhe von 125 €/Einwohner. Für eine anzunehmende Durchschnittsfamilie mit 4 

Personen führt das zu einer Erhöhung der Grundsteuer B um 600 €/a. 

Das Aufkommen an Grundsteuer A im Verhältnis zum gesamten Grundsteueraufkommen 

A und B beträgt 5,4%. Unter der Annahme, dass die Landwirte indirekt über eine mittelfris­

tig erhöhte Pacht die gesamte Grundsteuer A tragen, bedeutet das, dass 0,3 % der Ein­

wohner (= Landwirte) mithin 5,4% des Grundsteueraufkommens (A u. B) tragen. 

Ein wichtiges Argument gegen die Erhöhung der Grundsteuer A sind die wirtschaftlichen 

Nachteile der Grundstückseigentümer, insbesondere der wirtschaftenden Landwirte, durch 

die Umgehungsstraße. Die Flächenverluste durch die Umgehungsstraße werden durch ein 

eingeleitetes Flurbereinigungsverfahren auf alle Grundstückseigentümer im Flurbereini­

gungsgebiet umgelegt. 

Bei einem anzunehmenden Deckungsbeitrag zwischen 500 und 600 €/ha errechnet sich 

ein nachhaltiger Ertragswert für eine landwirtschaftlich genutzte Fläche in Höhe von 30 bis 

35 T€/ha. 

Im Vergleich zum Flurbereinigungsverfahren in Hofgeismar, wo die Stadt die für den Stra­

ßenbau benötigten Grundfläche aus städtischen Eigentum zur Verfügung gestellt hat, wird 

im Flurbereinigungsverfahren B83-Helmarshausen voraussichtlich der überwiegende An­

teil des Flächenbedarfes aus einem Flächenabzug im Flurbereinigungsverfahren resultie­

ren. 
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Damit verlieren die (privaten) Grundstückseigentümer rd. 20-25ha landwirtschaftliche 

Nutzfläche. Der Flächenverlust (Einbringung 100%, Zuteilung 98%) wird nach Bodenricht­

werten vergütet. Wird eine Entschädigung für den Flächenverlust von 18.000 €Iha ange­

nommen, führt dieser für die Grundstückseigentümer zu einem Vermögensnachteil in Hö­

he von 10-15 T€/ha (Ertragswert 30-35 T€, vermindert um die Verkehrswertvergütung 18 

T€ = Nachteil ca. 10-15 T€). 

Insgesamt errechnet sich somit ein Vermögensverlust in Höhe von 20-25 ha x 0 12,5 

T€/ha = 250 T€. Gerechnet für die nächsten 10 Jahre entstehen den Grundstückeigentü-

mern somit jährliche Nachteile in Hö von 20 - 25 T€. 



TOP-Nr. 4 Sitzung am: 11.06.2019 Protokollseite: 16 
 ___________________________________________________________________________  
Az.:  Bad Karlshafen, 11.06.2019 
 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 
Betr.: Haushaltsbegleitantrag Henning Hillebrand 
 
Sachverhalt: 

Auf den im Rahmen der Haupt- und Finanzausschusssitzung zu TOP 4 vorgelegten Haus-
haltsbegleitantrag des Stadtverordneten Henning Hillebrand wird verwiesen. 

 
 
Beschlussvorschlag: 

-/- 
 
 
 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 

Zum Haushaltsbegleitantrag des Stadtverordneten Hillebrand wurde folgende Entscheidun-
gen getroffen: 
 
Verzicht auf eine Erhöhung der Hebesätze für die Grundsteuer A 
Antrag auf Aussetzung der Gundsteueranhebung A. 

Abstimmungsergebnis: 
dafür:       3                               dagegen:      5                         enthalten:       2 



TOP-Nr. 4 Sitzung am: 11.06.2019 Protokollseite: 17 
 ___________________________________________________________________________  
Az.: 902.45 Bad Karlshafen, 03.06.2019 
- Kämmerei - 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 
Betr.: Haushaltssatzung und Haushaltsplanung für das Jahr 2019 
 
Sachverhalt: 

Für das Haushaltsjahr 2019 wurden eine Haushaltssatzung und ein Haushaltsplanentwurf 
inkl. Investitionsprogramm nach den Vorgaben des Konsolidierungsvertrags vom 14.02.2013 
aufgestellt. Die dort vorgegebenen verbindlichen Konsolidierungsziele für das Haushaltsplan-
jahr werden eingehalten. Zudem wurden die neuen rechtlichen Vorgaben in § 3 Abs. 3 der 
Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) anteilig eingerechnet. Dieses Vorgehen ist mit der 
Finanzaufsicht (RP Kassel) abgestimmt, um einen genehmigungsfähigen Haushalt vorlegen 
zu können. 

Der Haushaltsplanentwurf und das Investitionsprogramm 2019 wurden mit der Haushaltssat-
zung und dem Entwurf des Haushaltssicherungskonzeptes in der Sitzung der Stadtverordne-
tenversammlung am 19.05.2019 eingebracht und erläutert. Die öffentliche Auslegung gem.  
§ 97 Abs. 2 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) erfolgte in der Zeit vom 27.05.2019 bis 
einschließlich 05.06.2019. 

Der Ergebnishaushalt 2019 schließt mit einem Überschuss von 3.350 € ab. Nach Überleitung 
dieses Betrages in den Finanzhaushalt ergibt sich dort ein Zahlungsmittelbedarf von  
301.180 €. Das Investitionsvolumen des Finanzhaushalts beläuft sich auf 5.063.800 €. Eine 
Kreditaufnahme ist im Haushaltsjahr 2019 in Höhe von 1.439.237 € vorgesehen.  

Als Höchstbetrag des Liquiditätskredits wurde für das Haushaltsjahr 2019 ein Betrag von 
2.500.000 € berechnet. Die Berechnung des Liquiditätsbedarfs ist ab der Seite 33 des Haus-
haltsplanentwurfs dargestellt. Der Liquiditätskredit unterliegt der Genehmigung durch die 
Aufsichtsbehörde (HGO § 105 Abs. 2). 

Nach der HGO (§ 92a) in Verbindung mit der GemHVO (§ 1 Abs. 4 Ziff. 3 und § 24 Abs. 4) ist 
dem Haushaltsplan ein Haushaltssicherungskonzept beizufügen, wenn der Ausgleich des Er-
gebnishaushalts nicht möglich ist. Das Haushaltssicherungskonzept ist von der Stadtverord-
netenversammlung zu beschließen und der Aufsichtsbehörde mit der Haushaltssatzung zur 
Genehmigung vorzulegen. 

Außerdem liegt der Haushaltsplanung ein Finanzstatusbericht zur Beurteilung der finanziellen 
Leistungsfähigkeit (Muster 22 zur GemHVO) bei. Dieser ist gem. § 1 Abs. 4 Ziff. 11 GemHVO 
dem Haushaltsplan ebenfalls als Anlage beizufügen. 

 
Beschlussvorschlag: 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, die nachstehenden Beschlüsse zu fas-
sen: 
 
 

-   2   - 



 
Fortsetzung Beschlussvorschlag: 
 
Der Entwurf der Haushaltssatzung für das Jahr 2019 wird in der vorgelegten Form gem. § 97 
Abs. 3 der HGO beschlossen. 
 
Ebenso werden der Haushaltsplan 2019 und die hierzu gehörenden der Anlagen gem.  
§ 1 Abs. 4 der GemHVO beschlossen. 
 
Der Entwurf des Investitionsprogramms für das Jahr 2019 wird gem. der §§ 51 Ziff. 7 und 
101 Abs. 3 der HGO ebenfalls beschlossen. 
 
Gleichfalls wird das dem Haushaltsplan gem. § 92a der HGO beigefügte Haushaltssiche-
rungskonzept für die Jahre 2019 bis 2022 beschlossen. 

 

 

 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 
 
 
 
Abstimmungsergebnis: 

 
dafür:       -                               dagegen:      6                         enthalten:       4 
 



TOP-Nr. 5 Sitzung am: 11.06.2019 Protokollseite: 18 
 ___________________________________________________________________________  
Az.: 902.45 Bad Karlshafen, 03.06.2019 
- Kämmerei - 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 
Betr.: Erlass einer Hebesatzsatzung für das Haushaltsjahr 2019 
 
Sachverhalt: 

In der vorliegenden Haushaltsplanung für das Jahr 2019 muss gegenüber dem Vorjahr ein 
zusätzlicher Ertrag in Höhe von ~ 434 T€ erzielt werden, um die Vorgaben des Schutzschirm-
vertrags und die geänderten rechtlichen Rahmenbedingungen der Gemeindehaushaltsver-
ordnung einhalten zu können. 

Nach dem im Jahr 2013 mit dem Land Hessen geschlossenen Konsolidierungsvertrag darf 
das maximale Defizit im ordentlichen Ergebnis einen Betrag von 176.450 € nicht überschrei-
ten. Im Haushaltsplanentwurf 2019 wird ein Überschuss in Höhe von 3.350 € ausgewiesen, 
da zusätzlich ein Ertragsausfall (Holzverkauf) aus 2018 in 2019 zu vereinnahmen ist.  

Die neuen rechtlichen Vorgaben der Gemeindehaushaltsverordnung (§ 3 Abs. 3) sehen vor, 
dass im Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit des Finanzhaushalts die Auszahlungen zur 
ordentlichen Tilgung von Krediten als Überschuss zu erwirtschaften sind. In einem Gespräch 
mit der Finanzaufsicht (RP Kassel) wurde der Stadt Bad Karlshafen zugestanden, dass im 
Haushaltsjahr 2019 hier zunächst ein Betrag von ~ 600 T€ als Überschuss erwirtschaftet 
werden muss. Der vorgelegte Finanzplan 2019 weist einen Überschuss in Höhe von  
825.320 € aus. Auch hier wird das Ergebnis aufgrund der Erträge aus dem Holzverkauf, die 
ursprünglich in 2018 eingeplant waren, übertroffen. 

Da eine Beschlussfassung zum Haushaltsplan 2019 und eine Prüfung des Entwurfs durch die 
Finanzaufsicht nicht bis zum 30.06.2019 erfolgen kann, müssten die in den Haushaltsplan-
entwurf eingerechneten Hebesatzerhöhungen für die Grundsteuer A und B von 650 v. H. auf 
975 v. H. im Rahmen einer Hebesatzsatzung beschlossen werden, um rückwirkend zum 
01.01.2019 wirksam werden zu können. Nach § 25 Abs. 3 des Grundsteuergesetzes müssen 
die Hebesätze eines Haushaltsjahres bis zum 30.06. eines Jahres bekannt gemacht werden, 
wenn diese für das entsprechende Jahr Gültigkeit haben sollen. 

 
Beschlussvorschlag: 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, die nachstehenden Beschlüsse zu fas-
sen: 
 
Der Entwurf der Haushaltssatzung für das Jahr 2019 wird in der vorgelegten Form gem. § 97 
Abs. 3 der HGO beschlossen. 
 
Ebenso werden der Haushaltsplan 2019 und die hierzu gehörenden der Anlagen gem.  
§ 1 Abs. 4 der GemHVO beschlossen. 
 
Der Entwurf des Investitionsprogramms für das Jahr 2019 wird gem. der §§ 51 Ziff. 7 und 
101 Abs. 3 der HGO ebenfalls beschlossen. 
 
 

-   2   - 



Fortsetzung Beschlussvorschlag: 
 
Gleichfalls wird das dem Haushaltsplan gem. § 92a der HGO beigefügte Haushaltssiche-
rungskonzept für die Jahre 2019 bis 2022 beschlossen. 
 

 

 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 

Da der Beschlussvorschlag zur Haushaltsplanung 2019 abgelehnt wurde, wurde auch keine 
Entscheidung zur Hebesatzsatzung 2019 getroffen -/- 
 
 
 
Abstimmungsergebnis: 

 
dafür:                                      dagegen:                               enthalten:        
 



TOP-Nr. 6 Sitzung am: 11.06.2019 Protokollseite: 19 
 ___________________________________________________________________________  
Az.:   Bad Karlshafen, den 15.05.2019 

 

Sitzungsvorlage 

für den Haupt- und Finanzausschuss  
 

Betr.:  2. Fortschreibung der Bedarfsplanung zur Kinderbetreuung in Bad Karlshafen 
 
Sachverhalt: 

Am 13. Juni 2017 wurde die vom Landkreis Kassel, Fachbereich Jugend und Soziales, geforderte 
Bedarfsplanung zur Kinderbetreuung der Stadt Bad Karlshafen beschlossen. 
 
Nach Aktualisierung des Bedarfs an Kinderbetreuungsplätzen wurde die 2. Fortschreibung der 
Bedarfsplanung (siehe Anlage) von der Verwaltung erstellt. 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung folgenden 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die 2. Fortschreibung der Bedarfsplanung zur 
Kinderbetreuung der Stadt Bad Karlshafen in der vorliegenden Fassung. 
 
 
 ----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 
 
 
Abstimmungsergebnis: 

dafür:   10   dagegen:    -    enthalten:     -  



TOP-Nr. 7 Sitzung am: 11.06.2019 Protokollseite: 20 
  
Az.: 630.552 Bad Karlshafen, den 29. Mai 2019  
 

Vorlage Haupt- und Finanzausschuss 

Betr.: Neufassung der Stellplatzsatzung der Stadt Bad Karlshafen 

Sachverhalt: 
Am 07.07.2018 ist die novellierte hessische Bauordnung vom 28.05.2018 in Kraft getreten. 
Gegenstand dieser umfassenden Novellierung war auch die Änderung der Stellplatzvorschrift 
des § 52 HBO (früher: § 44 HBO). Nach § 52 HBO obliegt die Forderung der Stellplatzpflicht der 
eigenverantwortlichen Entscheidungsgewalt der Gemeinden. Die Stellplatzpflicht (für Kfz) 
entsteht damit grundsätzlich erst durch eine kommunale Stellplatzsatzung. 
 
Anders verhält es sich aufgrund der HBO-Novelle 2018 nun bei Fahrradabstellplätzen. Die 
Verpflichtung zur  Herstellung von Abstellplätzen (für  Fahrräder) tritt nach § 52 Abs. 5 HBO kraft 
Gesetzes ein. Die Gemeinden sind allerdings befugt, vom Gesetz abweichende Regelungen zu 
treffen, d.h. die Verpflichtung zur Herstellung vollständig auszuschließen oder modifizierende 
Regelungen zu treffen, wenn sie von Vorgaben einer noch zu erlassenden Rechtsverordnung 
hinsichtlich der Gestaltung, Größe und Zahl abweichen möchten.  
 
Der Gesetzgeber hat entschieden, dass ab dem 7. Juni 2019 die Bauherrschaft bis zu einem 
Viertel der notwendigen Stellplätze für Kraftfahrzeuge durch die Schaffung von Abstellplätzen für 
Fahrräder ersetzen kann. Weiter wurde geregelt, dass für einen notwendigen Stellplatz vier 
Abstellplätze für Fahrräder herzustellen sind; diese werden zur Hälfte auf die Verpflichtung zur 
Herstellung von Abstellplätzen nach § 52 Abs. 5 HBO angerechnet.  
 
Da weiterhin der Stellplatzbedarf (für Kfz) groß ist, ist es erforderlich die vom Gesetzgeber 
vorgegebene Regelung zum Ersatz von Stellplätzen durch Abstellplätze für Fahrräder in der 
Stellplatzsatzung zu modifizieren. Ebenfalls ist die Herstellungspflicht von Abstellplätzen für 
Fahrräder zu modifizieren. Durch die Modifizierung erfolgt eine Anpassung an die Bedürfnisse 
der Stadt. Im dem Zuge wurde die Stellplatzsatzung, in Anlehnung an die 
Musterstellplatzsatzung, vollständig überarbeitet und somit an die aktuelle Rechtslage 
angepasst. Weiterhin wurden Anpassungen bei den Vorgaben der Stellplatzgröße und Anzahl 
der Stellplätze gemacht. 
 
Der Entwurf ist der Vorlage beigefügt. Der Magistrat hat am 28. Mai 2019 dem Entwurf 
zugestimmt. 
  
Beschlussvorschlag: 

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung folgenden 
Beschluss zu fassen: 

Die Stellplatzsatzung der Stadt Bad Karlshafen wird in der vorliegenden Form (Anlage) 
beschlossen.         

 ----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 
Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 
 
Abstimmungsergebnis: 

dafür:    9  dagegen:    - enthalten:   1 



TOP-Nr. 8 Sitzung am: 11.06.2019 Protokollseite: 21 
 ___________________________________________________________________________  
Az.: 623.11 Bad Karlshafen, den 31.05.2019 

 

Sitzungsvorlage 

für den Haupt- und Finanzausschuss  
 

Betr.:  Hafenordnung für den Hafen in Bad Karlshafen   
 
 
Sachverhalt: 
 
Für den Betrieb des wieder an die Weser angebundenen Hafens sind gemäß 
Planfeststellungbeschluss sowie auf Grundlage des Hessischen Wassergesetzes (HWG) Regelungen 
für eine Freigabe für den öffentlichen Verkehr, die Benutzung des Hafens und zur Zulassung für den 
Gemeingebrauchs (§ 19 HWG) zu treffen.  

Damit ist es auch erforderlich, die Schifffahrt auf den Wasserflächen des Hafens zuzulassen und zu 
regeln. Dies ist in Hessen nach § 27 HWG nur per Rechtsverordnung durch den für die 
Binnenschifffahrt zuständigen Minister möglich. Der Hafen in Bad Karlshafen wird dazu in die 
Hessische Landeswasserstraßenverordnung aufgenommen. Mit dieser wird – nach Inkrafttreten der 
Verordnung – der Hafen für schiffbar erklärt und es werden bestimmte Regelungen, die üblicherweise 
auf schiffbaren Gewässern gelten, übertragen. Die Verordnung wird erst nach dem Eröffnungstermin 
des Hafens Inkrafttreten. Da das Verfahren zur Änderung der Landeswasserstraßenverordnung kurz 
vor dem Abschluss steht und keine inhaltlichen Änderungen zu erwarten sind, wurde mit Schreiben des 
Hessischen Ministers für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen vom 7. Mai 2019 der Hafen im 
Vorgriff auf die Regelungen für schiffbar erklärt.    

Ergänzend zur Landeswasserstraßenverordnung ist für die Inbetriebnahme des Hafens eine 
Hafenordnung zu erlassen. Diese regelt näher den Inhalt und Umfang der Benutzung des Hafens 
sowie Einschränkungen der Benutzung unter Berücksichtigung der Vorgaben des 
Planfeststellungsbeschlusses vom 1. März 2018 und der einschlägigen rechtlichen Bestimmungen. Die 
Hafenordnung wurde mit der Hessischen Schlösserverwaltung abgestimmt und im Benehmen mit dem 
Regierungspräsidium Kassel erstellt. Da der Hafenbetrieb am 11. Mai bereits aufgenommen wurde, 
wurde die Entwurfsfassung durch den Bürgermeister als vorläufig gültig erklärt. Die Hafenordnung ist 
als Satzung von der Stadtverordnetenversammlung zu beschließen.    

 
Beschlussvorschlag: 

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung nachfolgenden 
Beschluss:  
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die vorliegende Hafenordnung.    
 
 ----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 
 
 
Abstimmungsergebnis: 

dafür: 8   dagegen: 1   enthalten:    1 



TOP-Nr. 9 Sitzung am: 11.06.2019 Protokollseite: 22 
 ___________________________________________________________________________  
Az.: 623.11 Bad Karlshafen, den 03.06.2019 

 

Sitzungsvorlage 

für den Haupt- und Finanzausschuss  
 

Betr.:  Nationale Projekte des Städtebaus 2018/2019  
„Wir sind offen – Revitalisierung der barocken Planstadt“ 
Stellung eines Zuwendungsantrages  

 
 
Sachverhalt: 
 
In der Stadtverordnetensitzung vom 18. Dezember 2019 wurden die Unterstützung des Projektantrages 
„Wir sind offen“ und die Teilnahme an dem Wettbewerb „Nationale Projektes des Städtebaus 
2018/2019“ beschlossen. Der Projektantrag umfasst die Einzelmaßnahmen der denkmal- und 
nutzungsgerechten Gestaltung der Außen- und Wegeflächen in den Bereichen Hafenplatz und 
Zuwegung zur Weser/Weserpromenade sowie eine Teilsanierung des Rathauses (Fassade, Foyer, 
Landgrafensaal), um das Gesamtziel der Aufwertung der barocken Altstadt zu erreichen. 
 
Eine vom Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat (BMI) einberufene, interdisziplinär 
besetzte Jury hat im März 2019 die große Anzahl von Bewerbungen für das Bundesprogramm 
begutachtet und unter den vorliegenden Bewerbungen die Projektskizze „Wir sind offen – 
Revitalisierung der barocken Planstadt“ der Stadt Bad Karlshafen zur Förderung empfohlen.  
  
Nach Billigung der Förderempfehlung muss die Stadt Bad Karlshafen zur Erlangung der Fördermittel 
des Bundes einen Zuwendungsantrag beim Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
(BBSR) über Bundesmittel von bis zu 3.546.000 Euro stellen. Dies entspricht Fördermitteln in Höhe von 
90 % der reinen Baukosten in Höhe von 3.940.000 Euro. Demzufolge beträgt der kommunale 
Eigenanteil der Stadt Bad Karlshafen an den reinen Baukosten 394.000 Euro, dies entspricht einem 
Eigenanteil von 10 % (für Kommunen in Haushaltsnotlage). 

Der Eigenanteil muss im kommunalen Haushalt vorgesehen und entsprechend der Förderquote in den 
jeweiligen Haushaltsjahren bereitgestellt werden. Die Eigenmittel für das Haushaltsjahr 2019 sind im 
Haushaltsplan 2019 bereits berücksichtigt. Zur Antragsstellung ist ein grundsätzlicher Beschluss der 
Stadtverordnetenversammlung zur Bereitstellung des Eigenanteils getroffen werden. Die Förderung in 
Höhe von 3.546.000 Euro teilt sich auf die Haushaltsjahre wie folgt auf:   

  2019 2020 2021 2022 2023 Gesamt 

              
Eigenmittel der 
Kommune 16.666,67  122.222,22  111.111,11  93.500,00  50.500,00  394.000,00  
Bundesmittel 
(Zuwendung) 150.000,00  1.100.000,00  1.000.000,00  841.500,00  454.500,00  3.546.000,00  
              
Summen pro 
Jahr 166.666,67  1.222.222,22  1.111.111,11  935.000,00  505.000,00  

  

Gesamtsumme 
          3.940.000,00  

 
 
Beschlussvorschlag: 

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung nachfolgenden 
Beschluss:  
Der Magistrat empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung nachfolgenden Beschluss:  
 



Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, das Projekt „Wir sind offen – Revitalisierung der 
barocken Planstadt“ durchzuführen und den Eigenanteil im kommunalen Haushalt in den jeweiligen 
Haushaltsjahren bereitzustellen.   
Der Magistrat wird beauftragt, den Zuwendungsantrag bei dem Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und 
Raumforschung (BBSR) über die Bundesmittel in Höhe von 3.546.000 Euro zu stellen.  
 
 
 ----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 
 
 
Abstimmungsergebnis: 

dafür: 6   dagegen: -   enthalten:    4 



WIR IN HESSEN 
  
 
 

SOZIALDEMOKRATISCHE 
PARTEI 
DEUTSCHLANDS 
 

03.06.19 

 

 
Fraktion in der Stadtverordnetenversammlung Bad Karlshafen 

K.E.Franz, Am Solling 24, 34385 Bad Karlshafen,  
05672/2245; ke-franz@web.de ; www.spd-badkarlshafen.de 

 
 
 
An 
Frau Stadtverordnetenvorsteherin 
Marie-Luise Niemetz 
Hafenplatz 8 
34385 Bad Karlshafen 
 
 
Antrag zur Tagesordnung der Stadtverordentenversammlung am .... 
„Bildung eines Kinder- und Jugendparlaments in Bad Karlshafen“ 
 
 
Sehr geehrte Frau Stadtverordnetenvorsteherin, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die SPD-Fraktion bittet um die Aufnahme des o.a. TOP auf die Tagesordnung der 
nächsten Stadtverordnetensitzung und begründet dies wie folgt. 
 
Das Land Hessen hat die Beteiligungsrechte von Kindern und Jugendlichen 
ausdrücklich in der Hessischen Gemeindeordnung (§§ 4c, 8c HGO) und der 
Hessischen Landkreisordnung (§§ 4c, 8a HKO) festgeschrieben. Die Form der 
Beteiligung bleibt den Gemeinden dabei weitgehend freigestellt. Städte und 
Gemeinden, die sich aktiv um junge Menschen bemühen, stellen attraktive Lebensorte 
dar. Städte und Gemeinden, die Kinder und Jugendliche intensiv in ihre 
Entscheidungsprozesse einbinden, berichten, dass gerade die Jüngsten offen sind für 
flexible und pragmatische Lösungen, wie sie in der Kommunalpolitik gebraucht werden. 
Das Engagement von Kommunen für Kinder und Jugendliche sowie deren aktive 
Beteiligung reduziert Folgekosten in der Erziehungsarbeit, ermöglicht das Finden 
innovativer Lösungen für kommunale Herausforderungen und stärkt das Gemeinwesen. 
 
Ein Kinder- und Jugendparlament,-(stadt)rat oder -forum stellt eine konkrete 
Umsetzung von Jugendpartizipation dar. In Jugendparlamenten nehmen Vertreter 
Interessen für Kinder und Jugendliche gegenüber den jeweiligen Gemeinden wahr. 
Dabei werden Fragen zur Spielplatzgestaltung, zu Radwegen oder Freizeitanlagen 
ebenso behandelt wie auch Probleme des Umweltschutzes. Mögliche 
Lösungsvorschläge werden in Form von Anträgen den Politikern vorgelegt. Es ist auch 
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möglich, dass das Jugendparlament einen eigenen Etat zur Verfügung hat, über den es 
frei verfügen kann. 
Der Vorteil von gewählten Räten oder Parlamenten besteht in der Möglichkeit einer 
langfristigen und wirklich verbindlichen Arbeit. Außerdem erhalten Kinder und 
Jugendliche einen Einblick in die Politik der Erwachsenen. Inzwischen gibt es in vielen 
(meist kleineren und mittelgroßen) Städten und Gemeinden Kinder- und 
Jugendparlamente. 
Aus diesen Gründen stellen wir den Antrag: 
Der Magistrat wird beauftragt, über den Präventionsrat der Stadt die Einführung 
eines Kinder- und Jugendparlaments in Bad Karlshafen zu prüfen und 
vorbereiten zu lassen. Hierzu ist Kontakt aufzunehmen zu Kommunen, die bereits 
Erfahrung mit dieser Form der Partizipation von Kindern und Jugendlichen 
gemacht haben wir z.B. Hess. Lichtenau oder Großalmerode. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
i.A. Stefanie Schröder 
 
SPD-Fraktion in der Stadtverordnetenversammlung 
 
 
 
 
Anmerkung des Schriftführers des HuF-Ausschusses: 
Der Tagesordnungspunkt wurde aus Zeitgründen auf die nächste Sitzungsfolge 
vertagt! 



TOP-Nr. 11 Sitzung am: 11. Juni 2019 Protokollseite: 24 
 _____________________________________________________________________________  
Az.:   Bad Karlshafen, den 7. Juni 2019 
 

Sitzungsvorlage  
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 
Betr.: Wahl einer Schiedsperson für den Schiedsamtsbezirk Bad Karlshafen II und 

einer stellvertretenden Schiedsperson für den Schiedsamtsbezirk Bad Karlshafen I 

Sachverhalt: 
Das Schiedsamt für den Schiedsamtsbezirk Bad Karlshafen II sowie das stellvertretende 
Schiedsamt für den Schiedsamtsbezirk Bad Karlshafen I ist neu zu besetzen.  
Die gewählte Schiedsperson nimmt gleichzeitig die Stellvertretung der Schiedsperson des 
Schiedsamtsbezirkes Bad Karlshafen I wahr.  
Die freie Stelle der amtierenden Schiedsperson ist durch eine/n geeignete Bewerber/in ab dem 
16. Juli 2019 für fünf Jahre neu zu besetzen.  
 
Eine grundsätzliche Eignung wird nach § 3 Hessisches Schiedsamtsgesetz (HSchAG) 
festgestellt. 
Demnach muss die Schiedsperson nach Ihrer Persönlichkeit und Ihren Fähigkeiten für das Amt 
geeignet sein.  
Eine Schiedsperson kann nicht sein, wer die Fähigkeit zum Bekleiden öffentlicher Ämter nicht 
besitzt oder unter Betreuung steht. Weiterhin sollen Schiedspersonen zwischen 30 und 75 Jahre 
alt sein, im o.g. Schiedsamtsbezirk wohnen und nicht über die Verfügung ihres Vermögens 
beschränkt sein. 
 
Für die letzte Wahlperiode war Herr Heinrich Lutter als Schiedsmann für den Schiedsamtsbezirk 
II und als stellvertretender Schiedsmann für den Schiedsamtsbezirk Bad Karlshafen I bestellt.  
Am 29. Mai 2019 hat Herr Lutter mitgeteilt, dass er für eine weitere Amtszeit zur Verfügung 
stehen würde.  
 
Mit Rundruf vom 6. Juni 2019 wurde den Fraktionsvorsitzenden mitgeteilt, dass Herr Lutter für 
eine Wiederwahl als Schiedsperson bereit wäre. Seitens der Fraktionen bestehen gegen seine 
Wiederwahl keine Bedenken. 
 
Auch seitens des Amtsgerichts Kassel bestehen gegen eine weitere Amtszeit von Herrn Lutter 
keine Bedenken. 
 
Gegen die Wahl von Herrn Heinrich Lutter bestehen nach § 3 HSchAG keine rechtlichen 
Bedenken.  
 
Beschlussvorschlag: 
Der Stadtverordnetenversammlung wird nachfolgender Beschluss vorgeschlagen:  
 
Herr Heinrich Lutter, Trendelburger Weg 25, wird für die Wahlzeit vom 16. Juli 2019 bis zum    
15. Juli 2024 zum Schiedsmann für den Schiedsamtsbezirk Bad Karlshafen II gewählt.  
Die gewählte Schiedsperson nimmt gleichzeitig die Stellvertretung der Schiedsperson des 
Schiedsamtsbezirkes Bad Karlshafen I wahr. 
 ----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------  
Beschluss: 
Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 
 
Abstimmungsergebnis: 

dafür:     10  dagegen:    - enthalten:    - 
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 ____________________________________________________________  
Az.:   Bad Karlshafen, 11.06.2019 
 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

Betr.:   Mitteilungen, Anfragen und Anregungen 

Sachverhalt: 
 

Mitteilungen: 

1. Der Querverschub der Weserbrücke ist für den 12.06.2019 geplant. An diesem Tag 
wird die Brücke komplett gesperrt. Die neueste verkehrsrechtliche Anordnung des 
Landkreises sieht eine Sperrung für den Fahrzeugverkehr bis zum 12.07.2019 vor. 

2. Für die Errichtung eines Schotterparkplatzes für PKW im Bereich des ehemaligen 
Kindersolbades wurden die Bauantragsunterlagen an die Bauaufsicht des Landkrei-
ses Kassel zur Prüfung übersandt. Als Ausgleichsfläche soll das Flurstück 160/2 der 
Flur 14 in der Gemarkung Helmarshausen herangezogen werden.  

3. Auf die Ausschreibung der Position Geschäftsführung Bad Karlshafen GmbH sind 
einige Bewerbungen eingegangen. Mit einer Auswahl wurden Bewerbergespräche 
geführt. Im Lauf des Monats sind weitere Gespräche geplant. 

4. Für die Errichtung des Schleusenbetriebsgebäudes wurden die nachfolgenden Bau-
leistungen ausgeschrieben und vergeben: 

a) Die Dachabdichtungsarbeiten wurden an die Fa. Holzbau Recknagel aus 
Grebenstein in Höhe von 17.965,05 € brutto vergeben. 

b) Die Ausführung der Innendämmung wurden als Nachtrag an die Fa. Groppe aus 
Beverungen in Höhe von 11.287,03 € brutto vergeben. 

c) Die Arbeiten für den Innenausbau (Möbel, Holzwandkleidung, Trockenbaude-
cke) wurden an die Firma Dewenter aus Beverungen in Höhe von 9.915,04 € 
brutto vergeben. 

d) Die Elektroarbeiten wurden an die Fa. Elektro Döhne aus Bad Karlshafen in Hö-
he von 18.728,22 € brutto vergeben. 

e) Die Fliesenarbeiten wurden an die Firma Fliesen Janzen aus Beverungen in Hö-
he von 16.720,94 € brutto vergeben. 

f) Die Ausführung der Heizung-/Lüftung-/Sanitärinstallation wurde an die Fa. 
Frank Wiegand aus Trendelburg in Höhe von 17.019,61 € brutto vergeben. 

5. Aufgrund von geplanter Restrukturierungsmaßnahmen der Südzucker AG soll das 
Werk in Warburg geschlossen werden. Mehr als 60 Mitarbeiter und deren Familien, 
über 800 Landwirte sowie Handwerker und Zulieferer würden von einer Schließung 
nachhaltig betroffen sein. Die Mitarbeiter/innen würden ihre Arbeit und die Familien 
eventuell ihre Existenzgrundlage verlieren oder müssten sich, gegebenenfalls weitab 
der Heimat, eine neue Existenz aufbauen. Landwirtschaftlichen Betriebe und deren 
Strukturen in unserer Region wären zudem massiv gefährdet. Der Magistrat unter-
stützt die Resolution gegen die geplante Schließung des Werkes der Südzucker AG 
in Warburg. 



6. Die Werbegemeinschaft hat in ihrer Sitzung beschlossen, in diesem Jahr die Markt-
schreiertage nicht stattfinden zu lassen. An dem geplanten Wochenende soll für ei-
ne Ersatzveranstaltung gesorgt werden.  

7. Der Liquiditätskredit betrug am 15.05.2019 1.920.765,30 €. 

8. In den Jahren 2016 und 2017 wurden rund 28.000 € im Jahr an Beihilfeempfänger 
durch die Stadt Bad Karlshafen ausgezahlt. Aufgrund zwei erkrankter Beihilfebe-
rechtigter betrug die Auszahlung im Jahr 2018 55.948,15 €. Bis Ende April diesen 
Jahres beläuft sich die Auszahlung für Beihilfe bereits auf 52.124,17 €, was eine 
deutliche Steigerung gegenüber den Vorjahren aufzeigt. 

9. Im Zuge des Weserbrückenneubaus wurden Teilflächen der Promenade (Promena-
denweg, Promenadenplatz, Promenadenzuwegung und Promenadengrünflächen) in 
Anspruch genommen, die im Anschluss an den Bau der Weserbrücke durch den 
Landkreis wieder hergestellt werden. Die Sandsteinmauer im Bereich der Promena-
denzufahrt an der B 80, bei den ehem. öffentlichen Toiletten, wird erneuert. Der 
Magistrat hat beschlossen, die Investition in Höhe von 40.000 € brutto als außer-
planmäßige Ausgabe für das Haushaltsjahr 2019 gem. § 100 der HGO zu genehmi-
gen. Die Stadtverordnetenversammlung ist zu informieren. 

 

 

Anfragen und Anregungen: 

-  

Beschlussvorschlag: 

- / - 

Beschluss: 

- / - 

Abstimmungsergebnis: 

dafür:       --                         dagegen:         --                     enthalten:         -- 


	Sitzungsniederschrift
	TOP-Nr. 1 - Eröffnung der Sitzung
	TOP-Nr. 2 - Beteiligungsbericht 2018
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